
INFORMATIONEN aus der Friedensbewegung                                                              

AN DIE DELEGIERTE des Außerordentlichen Parteitags der SPD am 21. Januar 2018: 
 
Kritik an Drohnen-Plänen einer GroKo:         
Keine Duldung völkerrechtswidriger Tötungen mit Kampfdrohnen!       
Keine Beschaffung einer bewaffnungsfähigen Euro-Drohne! 

Die vorliegenden Ergebnisse der Sondierungsgespräche widersprechen den bisherigen deutschen und 
europäischen Erklärungen gegen außergerichtliche Tötungen mit Kampfdrohnen. In den Ergebnissen der 
Sondierungsgespräche von CDU, CSU und SPD steht: "Völkerrechtswidrige Tötungen durch autonome 
Waffensysteme lehnen wir ab und wollen sie weltweit ächten. Wir werden im Rahmen der europäischen 
Verteidigungsunion die Entwicklung der Euro-Drohne weiterführen." 
 
Mit der Formulierung “durch autonome Waffensysteme” akzeptiert die Sondierungsvereinbarung die 
völkerrechtswidrigen US-Drohnen-Tötungen via Ramstein Air Base und AFRICOM und bereitet einer 
Erlaubnis für etwaige völkerrechtswidrige Tötungen durch deutschen oder europäischen Drohneneinsatz 
vor. 
 
Im Koalitionsvertrag vom November 2013 wurde noch vereinbart: “Extralegale, völkerrechts-widrige 
Tötungen mit bewaffneten Drohnen lehnen wir kategorisch ab.” Das Europäische Parlament hatte im 
Februar 2014 mit einer fraktionsübergreifenden Mehrheit von 534 gegen 49 Stimmen eine Gemeinsame 
Entschließung verabschiedet, die die Mitgliedsstaaten auffordert, "keine rechtswidrigen gezielten 
Tötungen (zu) verüben oder solche Tötungen durch andere Staaten (zu) begünstigen.” 
 
Im Juni 2017 sagte der damalige Fraktionsvorsitzende der SPD, Thomas Oppermann, der Tagesschau, 
dass die im Koalitionsvertrag von 2013 zwischen Union und Sozialdemokraten vereinbarte "intensive, 
breit angelegte Debatte über militärische, völkerrechtliche und sonstige Voraussetzungen" des Einsatzes 
solcher Drohnen nicht stattgefunden habe. "Deshalb lehnen wir im Haushaltsausschuss die Beschaffung 
einer Kampfdrohne ab,” so der Fraktionschef während des Wahlkampfes. 
 
Nur sechs Monaten später befürwortet die SPD-Führung eine deutsche Beteiligung an der 
Entwicklung einer bewaffnungsfähigen Euro-Drohne. 
 
Eine mögliche Große Koalition ist auf dem Weg, sich der umstrittenen Politik einiger Mitglieder der 
europäischen Verteidigungsunion anzuschließen, die die völkerrechtswidrige US-Drohneneinsätze nicht 
nur dulden, sondern auch nachahmen wollen. Zum Beispiel erlaubt Italien dem US-Militär schon seit 2016 
den Einsatz von bewaffneten Drohnen auf Libyen vom US-italienischen-NATO-Stutzpunkt Sigonella in 
Sizilien aus. Noch in diesem Jahr soll Italien von den USA die Bewaffnung für die eigenen, italienischen 
Reaper-Drohnen erhalten. 
 
"Die Formulierung der Ergebnisse der Sondierungsgespräche ist missverständlich,” sagt die 
deutsch-amerikanische Friedensaktivistin Elsa Rassbach (CODEPINK, Attac, DFG-VK). 
"Mit dem Begriff ‘autonome Waffensysteme’ sind die bewaffneten Kampfdrohnen nicht gemeint, weil 
diese keine autonomen Waffen sind. Aus der Friedensbewegung appellieren wir 
dringlich an CDU, CSU und SPD, in etwaigen Koalitionsverhandlungen den völkerrechts-widrigen 
Einsatz von Kampfdrohnen zu verbieten und die immer wieder angekündigte öffentliche Debatte über 
dieses gefährliche Waffensystem auch zu führen. Das muss vor einer Entscheidung der Beteiligung an der 
Entwicklung einer Euro-Drohne geschehen.” 
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